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Inhalt: Geſetz, betreffend die richterlichen Mitglieder der Grundſteuer⸗Entſchadigungs⸗Kommiſſion, S. 93. — 
Geſetz, betreffend die Abänderung der Wegegeſetzgebung für die Provinz Schleswig - Holftein und die 
Herbeiführung eines Ausgleichs in der Wegebaupflicht zwiſchen den Herzogthümern Schleswig und 
Holſtein, S. 94. — Geſetz, betreffend die Dienftverhältniffe der Gerichtsſchreiber, S. 99. — Geſeß / 
betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, S. 102. — Al lerhöchſter Erlaß, 
betreffend die Errichtung einer ſiebenten Eiſenbahnkommiſſion für die Verwaltung der Oſtbahn mit 
dem Sitze in Stolp, S. 108. 


(Nr. 8602.) Geſetz, betreffend die richterlichen Mitglieder der Grundſteuer-Entſchädigungs⸗ 
Kommiſſion. Vom 23. Februar 1879. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ut. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

f Einziger Artikel. 

Die in dee Ae des §. 19 Nr. 4 des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betref⸗ 
fend die für die Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen und Bevorzugungen zu 
gewährende 59 (Gef ⸗Samml. S. 327), und des F. 1 des Geſetzes 
vom 11. Februar 1870, betreffend die Ausführung der anderweiten Regelung der 
Grundſteuer in den al Schleswig⸗Holſtein, Hannover und 1 au 
1 S. 85), zu 5 der Grundſteuer-Entſchädigungs⸗Kommiſſion 

erufenen Mitglieder des Obertribunals können nach der Aufhebun des letzteren, 
ſofern ſie in einem Richteramte anderweit angeſtellt werden, auf die Dauer deſſelben 
zu Mitgliedern dieſer Kommiſſion ernannt werden. 

m Uebrigen werden die fünf richterlichen Mitglieder der Grundſteuer⸗ 
Entſchadigungs Konmiſſion nach Aufhebung des Obertribunals aus den Mitgliedern 
der Oberlandesgerichte zu Berlin, Caſſel, Celle, Frankfurt a. M. und Kiel ernannt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 23. Februar 1879. 


C. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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(Fr. 8603.) Geſetz, betreffend die Abänderung der Wegegeſetzgebung für die Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein und die Herbeiführung eines Ausgleichs in der Wegebaupflicht zwiſchen 
den Herzogthümern Schleswig und Holſtein. Vom 26. Februar 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


a „unter Zuſtimmung der beiden Käufer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Abänderung des Netzes der Haupt- und der Nebenlandſtraßen. 


6.1. 
Die auf Grund der Wegeverordnung für ha vom 1. März 
1842 (Chronologiſche Samm ung der Verordnungen 1842, S. 191 ff.), ſowie 
des Patents vom 27. Dezember 1865, betreffend verſchiedene Abänderungen der 
Vorſchriften der Wegeverordnung über die Inſtandſetzung und nn der 
Nebenlandſtraßen und die Beaufſichtigung der Nebenwege (Verordnungsblatt für 
das Herzogthum Holſtein 1866, S. I ff.), feſtgeſtellten Verzeichniſſe der Haupt⸗ 
und der Nebenlandſtraßen find von dem Provinziallandtage einer allgemeinen 
Reviſion zu unterwerfen und können durch Beſchluß deſſelben unter Genehmigung 
der Reſſortminiſter bei Gelegenheit dieſer Reviſion, ſowie bei demnächſt eintre⸗ 
tendem Bedürfniſſe, nach Maßgabe der folgenden näheren Beſtimmungen ab⸗ 
geändert und ergänzt werden. 

$. 2. n 

Soll nach dem Beſchluſſe des Provinziallandtages eine Hauptlandſtra 

in die Klaſſe ai Nebenlandſtraßen oder der Nebenwege, Wer eine rn 
in die Klaffe der Nebenwege, oder endlich ein 1 in die Klaſſe der Neben⸗ 
landſtraßen verſetzt werden, fo find vor Ertheilung der Genehmigung die be 
theiligten Kreistage darüber zu hören. 


8 
Die Genehmigung des Beſchluſſes, durch welchen eine ausgebaute Haupt⸗ 
landſtraße in die Taf der Stefan oder der Nebendege oder eine 
ausgebaute Nebenlandſtraße in die Klaſſe der Nebenwege verſetzt werden ſoll, 
kann davon abhängig gemacht werden, daß Demjenigen, auf welchen die Unter⸗ 
haltungspflicht übergeht, dafür von dem bisherigen Unterhaltungsverpflichteten 
eine entſprechende Entſchädigung gewährt werde. 


Verpflichtung zum Ausbau und zur Unterhaltung der Haupt- und 
der Nebenlandſtraßen— 
N $. 4. 
Die Hauptlandſtraßen ſind von dem Provinzialverbande auszubauen und 
zu unterhalten. 
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Die ſämmtlichen noch nicht ausgebauten Nebenlandſtraßen ſind von den 
Kreiſen auszubauen. ER, 8 

Bei dem Ausbau der in den bisherigen Verzeichniſſen der Nebenlandſtraßen 
enthaltenen und nach dem Beſchluſſe des Provinziallandtages darin verbleibenden 
Straßen ſind die Kreisangehörigen derjenigen Kreistheile, welche Br den ſeither 
verpflichteten Wegeverbänden — den Wegediſtrikten und den Wegekommünen — 
ehören, mit einer Quote der veranſchlagten Bauſumme im Voraus zu belaſten. 
Die Quote dieſer Vorausbelaſtung iſt durch Beſchluß des Kreistages unter 
Berückſichtigung der bisherigen Bau⸗ und Unterhaltungspflicht feſtzuſtellen und 
kann nach dem Beſchluſſe des 17 durch Naturalleiſtungen erſetzt werden. 
Beſchwerden über ſolche Beſchlüſſe find innerhalb einer präkluſtviſchen Friſt von 
achtundzwanzig Tagen bei dem Landrathe anzubringen und von dem Ober⸗ 
präſidenten nach Anhörung des ſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſes zu entſcheiden. 

Sämmtliche Nebenlandſtraßen, und zwar ſowohl die bereits ausgebauten, 
als die in Folge dieſes Geſetzes erſt auszubauenden, ſind, inſofern die Verpflichtung 
u deren Unterhaltung nicht dem Provinzialverbande obliegt oder nach Maßgabe 
es F. 11 dieſes Geſetzes von demſelben übernommen wird, von den Kreiſen zu 
unterhalten. Für die noch auszubauenden Nebenlandſtraßen tritt dieſe Unter 
haltungspflicht erſt mit dem vollendeten Ausbau ein. 


Aufhebung der Wegediſtrikte. 


$. 6. 
f Die bisherigen Wegediſtrikte bleiben nur ſo lange, als dies zur Abwickelung 
ihrer privatrechtlichen Verbindlichkeiten erforderlich iſt, und lediglich zu dieſem 
Zwecke beſtehen, und werden, ſobald die Abwickelung erfolgt iſt, durch die Bezirks⸗ 
regierung aufgelöſt. 


Die Auflöſung der einzelnen Wegediſtrikte iſt durch das Amtsblatt bekannt 
zu machen. 


Art und Weiſe des Ausbaues und der Unterhaltung der Haupt⸗ und 
der Nebenlandſtraßen. 
a 8. 2 
1 Betreffs des Ausbaues und der Unterhaltung der Hauptlandſtraßen ver⸗ 
Vent es bis auf Weiteres bei den bisherigen geſetzlichen und reglementariſchen 
eſtimmungen. 8 
Die Nebenlandſtraßen, gleichviel ob deren Unterhaltung auf die Provinz 
oder auf die Kreiſe übergeht ‚_ find entweder als Kies- oder als gewöhnliche 
Pflafterſtraßen, oder kunſtmäßig und zwar als Klinkerſtraßen, Straßen mit 
chau Wagen Pflaſter, Steinſchlag⸗ dhe Grandchauſſeen auszubauen. 
Bi ers che Herſtellungsart zu wählen, iſt für jeden einzelnen Bau, für welchen 


erſtützung des Provinzialverbandes in Anſpruch genommen wird, von 
(Nr. 8603.) sung ® : a 9165 
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der Vertretung der Kreife mit den Organen der ee zu ver⸗ 
einbaren. Kommt eine Vereinbarung nicht zu Stande und müſſen die Kreiſe 
deshalb auf die Unterſtützung verzichten, oder iſt eine ſolche von ihnen überhaupt 
nicht in Anſpruch genommen, ſo entſcheidet die Bezirksregierung über die Her⸗ 


ie Unterhaltung der ausgebauten Nebenlandſtraßen erfolgt bis auf Wei⸗ 
teres nach den bisherigen Beſtimmungen. 


F. 8. 

Für den Ausbau der Hauptlandſtraßen, ſowie für die Unterhaltung derſelben 
und der Nebenlandſtraßen, deren Unterhaltung nach vollendetem Ausbau auf den 
Provinzialverband übergeht, können von dem Provinziallandtage neue allgemeine 
Normativbeſtimmungen beſchloſſen werden. 

Ebenſo können die Kreistage ſolche Beſtimmungen für den ihnen obliegenden 
Ausbau der Nebenlandſtraßen und die Unterhaltung derſelben beſchließen. 

In beiden Fällen unterliegen die Beſchlüſſe der Genehmigung des Reſſort⸗ 
miniſters. Vor Ertheilung der Genehmigung der Beſchlüſſe der Kreistage iſt 
der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß über dieſelben zu hören. 


Aufbringung der Koſten des Baues und der Unterhaltung der 
Haupt- und der Nebenlandſtraßen. 


F. 9. 

Ueber die Art der 1 der Koſten für den Bau und die Unter⸗ 
haltung der Straßen beſchließen bezw. der Provinziallandtag und die Kreistage 
= Ken Weiſe, wie über die Aufbringung der ſonſtigen Provinzial bezw. 

reislaſten. 


Vorſchriften über die Erhaltung der Nebenlandſtraßen und den 
Verkehr auf denſelben. 
K. 10. 
Auf die ausgebauten Nebenlandſtraßen finden die zum Schutze und zer 


Erhaltung der Hauptlandſtraßen, ſowie zur Regelung des Verkehrs auf denſelben 
beſtimmten geſetzlichen Vorſchriften bis auf Weiteres Anwendung. 


Ausgleich zwifchen Schleswig und Holftein. 
F. 11. 
Behufs Ausgleichung der zwiſchen dem Herzogthum Schleswig und dem 
Le Holſtein beſtehenden Ungleichheit der Wegebaupflicht beſchließt der 
rovinziallandtag: 

1) welche Nebenlandſtraßen nach ordnungsmäßigem Ausbau derſelben von 
dem Provinzialverbande zu übernehmen ſind und welche Vergütungen 
den Wegeverbänden, insbeſondere für die abgegebenen Klinkerſtraßen 
und die Brückenbauten, zu gewähren find; 
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2) über die weitere Erhebung des bisher ausſchließlich von dem Herzogthum 
i Holſtein een Canbeabätrnges” zur Unerhaltung der Pro⸗ 
vinzialchauſſeen und der auf den Provinzialverband en 
Nebenlandſtraßen, bezw. über die Heranziehung des Herzogthums 
Schleswig zu demſelben. 8 
Die Beſchlüſſe unterliegen der Genehmigung der Reſſortminiſter. 


Aufhebung des Patents vom 27. Dezember 1865. 


$. 12. 
Das Patent vom 27. Dezember 1865 e e ee für das Herzog⸗ 
thum Holſtein 1866 S. I ff.) wird mit der aus der Beſtimmung des $. 11 
Nr. 2 ſich ergebenden Maßgabe aufgehoben. Es behält jedoch bei dem Verzeichniß 


der Nebenlandſtraßen im Herzogthum Holſtein bis zur Abänderung deſſelben 
($. 1) fein Bewenden. 


Verpflichtung zur Herftellung und Unterhaltung der Nebenwege, 
Aufbringung der Koſten derſelben, ſowie Beaufſichtigung der 
Nebenwege. n 


8. 13 


Die ſtädtiſchen oder ländlichen Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke 
bilden fortan als ſolche die zur Herſtellung und Unterhaltung der Nebenwege 
und Sußfleige innerhalb ihrer Bezirke verpflichteten Wegeverbände MWegefommünen). 

In den Kreiſen Norder⸗ und Süder⸗Dithmarſchen bleiben, bis zu einer 
anderweitigen Bildung der Gemeindebezirke, die Dorf- und Bauerſchaften als 
Wegekommünen beſtehen. 

Die mehrere ganze Gemeinden bezw. Gutsbezirke, in den Kreiſen Norder⸗ 
und Süder⸗Dithmarſchen Dorf- und Bauerſchaften umfaſſenden Verbände zur 
Herſtellung und Unterhaltung der Nebenwege bleiben als jolche beſtehen. Auch 
können künftig mehrere Gemeinden oder Gutsbezirke mit Genehmigung der Bezirks 
regierung für dieſen Zweck zu einem Verbande zuſammentreten. Die Verhältniſſe 
dieſer Verbände, insbeſondere die Art der Beſchlußfafſung über gemeinſchaftliche 
Angelegenheiten, die Vertretung nach außen und die Formen der Verwaltung, 
find, welt die Verfaſſung der beſtehenden Geſammtwegeverbände nicht durch 
ſtatutariſche Vorſchriften geregelt iſt, durch ein zwiſchen den 1 Gemeinden 
1 in an einer Vereinbarung nach Anhörung der Be⸗ 

eiligten von dem Kreistage zu beſchließendes und von der Bezirksregierung zu 
beſtätigendes Statut zu regeln. 5 
14. 
Die Beſtimmungen des $. 225 der Wegeverordnung vom 1. März 1842 
2 fortan auf alle öffentlichen Nebenwege, insbeſondere auch auf die nur der 
ufſicht der Difteittäobrigfit und der Lokalwegebeamten unterworfenen Neben- 
wege — die ſogenannten Nebenwege 2. Klaſſe (F. 228 a. a. O.) — mit folgenden 
= gaben gleichmäßig Anwendung. 
. 8603.) 
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Wenn innerhalb einer ländlichen Wegekommüne eine neue Vertheilung der 
Wege erforderlich iſt oder von der Kommüne beſchloſſen wird, ſo iſt dieſelbe 
unter Berückſichtigung des Grundſteuerreinertrages vorzunehmen, auch iſt den 
Kommünen geſtattet, die den einzelnen wegepflichtigen Grundbeſitzern obliegenden 
Wegearbeiten zu übernehmen und die Koſten nach Landbeſitz unter Berückſichtigung 
des Grundſteuerreinertrages zu vertheilen. 

Ueber die Vertheilungsnorm der den Wegekommünen als ſolchen nach $. 225 
der Wegeverordnung vom 1. März 1842 zufallenden Koſten iſt den Gemeinden, 
bezw. den Vertretern der Geſammt⸗Wegekommünen 3 in gleicher Weiſe 
a Mm die Aufbringung der ſonſtigen Gemeindelaſten beſondere Beſchlüſſe 
zu faſſen. 

Die ſtädtiſchen Gemeinden beſchließen über die Aufbringung der Wegekoſten, 
wie über diejenige der ſonſtigen Gemeindelaſten. 


$. 15. 


Bei der Beaufſichtigung der von der Bezirksregierung auf Vorſchlag des 
Landesdirektors zu bezeichnenden und durch das Amtsblatt bekannt zu machenden 
wichtigeren Nebenwege findet eine Mitwirkung der ſtändiſchen Wegebaubeamten 
na aßgabe einer von der Bezirksregierung und dem ſtändiſchen Verwaltungs⸗ 
asche unter Genehmigung der Reſſortminiſter I treffenden Vereinbarung ftatt. 

uf dieſe Wege finden die Beſtimmungen der $$. 221 bis 227 der Wege⸗ 
verordnung vom 1. März 1842 Anwendung, wogegen in Betreff des Baues 
und der Unterhaltung der übrigen Wege die Vorſchriften des §. 228 a. a. O. 
maßgebend bleiben. 


Schlußbeſtimmung. 
$. 16. 


Die Beſtimmungen der Wegegeſetzgebung für die Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein, ſoweit ſie nicht durch dieſes Ser ausdrücklich aufgehoben find oder 
mit den Vorſchriften deſſelben in Widerſpruch ſtehen, bleiben in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Februar 1879. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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(Nr. 8604.) Geſetz, betreffend die Dienſtverhältniſſe der Gerichtsſchreiber. Vom 3. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
sl; 

Zum Gerichtsſchreiber kann nur ernannt werden wer 

1) das einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, . 

2) die aktive Dienſtpflicht im ſtehenden Heere oder in der Flotte erfüllt 

hat oder von derſelben für die Friedenszeit endgültig befreit iſt, und 

3) eine Prüfung beſtanden hat. 

Referendare ſind von Ablegung dieſer Prüfung befreit, wenn ſie im richter⸗ 
lichen Vorbereitungsdienſte ſeit mindeſtens zwei Jahren beſchäftigt geweſen ſind. 

9.2. 
Der Prüfung muß ein eee Vorbereitungsdienſt che 


Wer die erſte juriſtiſche able beſtanden hat, kann nach ſechsmonatiger 
Beſchäftigung im Gerichtsſchreiberdienſte zur Prüfung zugelaſſen werden. 
f F. 3. 

Die Prüfung wird bei den Oberlandesgerichten oder bei Landgerichten 
welche der Juftipminifter bezeichnet, abgelegt. ch 1 5 
. Die Prüfung iſt eine ſchriftliche und eine mündliche. Sie iſt darauf zu 
richten, ob der Bewerber die für ſämmtliche Zweige des Gerichts reiberdienſtes 
und des Büreaudienſtes bei den Staatsanwaltſchaften erforderliche Kenntniß und 
praktiſche Gewandtheit ſich erworben hat. 


F. 4. 
Neben den Gerichtsſchreibern können Gerichtsſchreibergehülfen ernannt werden. 
Zu Gerichtsſchreibergehülfen dürfen nur Perſonen ernannt werden, welche 
0 — als Gerichtsſchreiber (§. 1) oder eine beſondere Prüfung beſtan⸗ 
en haben. 


Die näheren Vorſchriften über dieſe Prüfung und die ſonſtigen Beſtim⸗ 
mungen über die Befähigung zur Bekleidung der Stelle eines Gerichtsſchreiber⸗ 
gehülfen werden von dem Juſtizminiſter Klaſſen 


H. 5. 

„„Die Gerichtsſchreibergehülfen find zur Wa rnehmung der Gerichtsſchreiber⸗ 

geſchäfte beſthiat 5 Papa] ar 
Zur Ertheilung von vollſtreckbaren Ausfertigungen und von Zeugniſſen, 
welche ſich auf die Siechtötraft der Urtheile beziehen, ſowie zur Wahrnehmung 
A Geſchäfte des Grundbuchführers und der in den $$. 69, 70 Abſ. 1 des 
Auführungsgejegs zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſeze vom 24. April 1878 
r. 0 


%% k f a ar a a . yet 
| am | 1 
& bezeichneten Geſchäfte im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln zur 
5 Führung des durch Artikel 784 des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs vorgeſchriebenen 
5 Regiſters, ſollen jedoch nur diejenigen verwendet werden, welche, abgeſehen von 
l der Erledigung der aktiven Dienſtpflicht, die Vorbedingungen für die Anſtellung 
als Gerichtsſchreiber erfüllt haben. 


§. 6. 
Die Gerichtsſchreiber und Gerichtsſchreibergehülfen werden von dem Juſtiz⸗ 
miniſter ernannt. Derſelbe kann die Ernennungsbefugniß den Vorſtänden der 
Provinzialjuſtizbehörden übertragen. 


a 5. 7. 

N Die Gerichtsſchreiber und Gerichtsſchreibergehülfen werden gegen feſtes Gehalt 
1 auf Lebenszeit angeſtellt. Die Anftellung der erichtsſchreibergehülfen kann auch 
5 gegen Diäten auf Kündigung erfolgen. 


si $. 8. 
Die Gerichtsſchreiber bei den Amtsgerichten ſind verpflichtet, auf Verlangen 
der Juſtizverwaltung gegen eine von derſelben feſtzuſetzende Entſchädigung 
1) die bei Beſchaffung des Schreibwerks erforderlichen Hülfskräfte zu ſtellen 
und die Beſtreitung der mit dem Schreibwerk verbundenen ſächlichen 
Koſten zu übernehmen, 
2) die erforderlichen Hülfskräfte für die Büreaugeſchäfte zu ſtellen. 
K Die von den Gerichtsſchreibern angenommenen Perſonen En als deren 
Privatgehülfen und ſind zur ſelbſtſtändigen Thätigkeit im Gerichtsſchreiberdienſte 
5 nicht befugt. 
5 9.9. 
* Die Vorſchriften über die Befähigung zur einſtweiligen Wahrnehmung der 
Gerichtsſchreibergeſchäfte werden, vorbehaltlich der Vorſchrift im $. 8 Abſ. 2 des 
Geſetzes vom 6. Mai 1869 ſowie der nachſtehenden Beſtimmungen, von dem 
5 Juſtizminiſter erlaſſen. 
: | Für einzelne dringende Geſchäfte kann die Vertretung eines behinderten 
> Gerichtsſchreibers durch eine jede von dem Richter berufene Perſon erfolgen. | 
Die Gerichtsſchreibergeſchäfte dürfen in jedem Falle nur von erfonen 
wahrgenommen werden, welche den allgemeinen Dienſteid geleiſtet haben oder 
a beeidigt find, daß fie die Pflichten eines Gerichtsſchreibers getreulich er⸗ 
füllen wollen. 


P EEE Zu nd 
* * 


F. 10. 


Beamte, welche bei den durch das Ausführungsgeſetz zum Deutſchen Ge⸗ 
tichtönerfuffungögeiete vom 24. April 1878 aufgehobenen Gerichten und Staatd- 
anwaltſchaften eine dem Gerichtsſchreiberamte oder dem Amte eines Büreaubeamten 
bei der Staatsanwaltſchaft entſprechende Stelle bekleidet haben, können ohne 
e der im F. 1 bezeichneten Erforderniſſe zu Gerichtsſchreibern ernannt 
werden. 


ꝶ6—ꝙ—ꝛ— — . . —  Ee. W ⏑— c , , ccc 
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g §. 11. 

Perſonen, welche vor dem Inkrafttreten des Deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes auf Grund der bisherigen Vorſchriften die Befähigung zur Bekleidung 
einer dem Gerichtsſchreiberamte entſprechenden Stelle durch Ablegung einer Prüfung 
oder durch Erklärung der hen Behörde erworben haben, können ohne 
Erfüllung des im $. 1 Nr. 3 bezeichneten Erforderniſſes zu Gerichtsſchreibern 
ernannt werden. 8 

12. 


Die Bezeichnung der Stellen, welche im Sinne der $$. 10, 11 dem Ge 
richtsſchreiberamte oder dem Amte eines Büreaubeamten bei der Staatsanwalt⸗ 


ſchaft entſprechen, erfolgt durch den Juſtizminiſter. 
§. 13. 


Die Beſtimmungen darüber, unter welchen Vorausſetzungen die bei den 
aufgehobenen Gerichten und Staatsanwaltſchaften vorhandenen Büreaubeamten, 
mie nicht zu den in den $$.10, 11 bezeichneten gehören, ohne Ablegung der 
im F. 4 . ee Fust zu Gerichtsſchreibergehülfen ernannt werden 
en von dem ust 


können, wer er erlaſſen. 


8.14. 


Die 9 1 bis 3, 9 bis 12 finden auch auf die Dienſtverhältniſſe der 
Gerichtsſchreiber bei den Gewerbegerichten im Bezirk des Oberlandesgerichts zu 
Cöln Anwendung. Im Uebrigen werden die Dienſtverhältniſſe derfelben von 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht berührt. 

§. 15 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften werden von 
dem Juſtizminiſter erlaſſen. s 
236, 


ee Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
aft. 
8 unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


in 


Gef. Samml. 1879. (Nr. 86048605.) = 
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(Fr. 8605.) Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. Vom 
4. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 1. 

In Anſehung der Zwangsvollſtreckung gehören zum unbeweglichen Ver⸗ 
mögen außer Grundſtücken diejenigen Sachen und Rechte, deren Zwangsverkauf 
nach den beſtehenden Vorſchriften in dem für den Zwangsverkauf von Grund⸗ 
ſtücken beſtimmten Verfahren erfolgt. 

Zu der Immobiliarmaſſe 11 85 auch diejenigen beweglichen Gegenſtände, 
auf welche das bezüglich eines unbeweglichen Gegenſtandes beſehende Pfand⸗ oder 
Vorzugsrecht kraft Geſches ſich mit erſtreckt. 


$. 2. 
Neben den allgemeinen Beſtimmungen der Deutfchen Civilprozeßordnung 


über die Zwangsvollſtreckung finden auf die Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen die nachſtehenden Vorſchriften Anwendung. 


F. 3. 
Die Vorſchriften des §. 755 Abſ. 2 und des F. 756 der Deutſchen Civil⸗ 
prozeßordnung finden bei der Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände des unbeweg⸗ 
lichen Vermögens außer Grundſtücken entſprechende Anwendung. 


§. 4. 

Die Entſcheidung über den Antrag, nach Maßgabe des $. 756 der Deut⸗ 
ſchen we une ein Gericht zum Vollſtreckungsgerichte zu beſtellen, kann 
ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen. 

Der Beſchluß iſt von Amtswegen pe 

Eine Anfechtung des Beſchluſſes, durch welchen das Vollſtreckungsgericht 
beſtellt wird, findet nicht ſtatt. 8 5 


Die in den einzelnen e beſtehenden Vorſchriften über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Zwangsvollſtrekung in das unbewegliche Vermögen aus anderen als 
den in den $$. 644, 702 der Deutſchen rn bezeichneten Titeln 
BE 1 unbeſchadet der Vorſchriften des $. 660 der Deutſchen Civilprozeßordnung, 
in Kraft. 


$. 6. 
Die Zuläffigkeit der verſchiedenen Arten der Zwangsvollſtreckung in das 
. Vermögen beſtimmt ſich nach den in den einzelnen Lan estheilen 
beſtehenden Vorſchriften. 


| 


Die Zuläſſigkeit ift jedoch nicht davon abhängig, daß die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das bewegliche Vermögen ohne Erfolg ſta tgefunden hat. 8 


8. 
Die Ausführung einer angeordneten Maßregel der Zwangsvollſtreckung 
erfolgt nach den in den einzelnen Landestheilen beſtehenden Vorſchriften, ſoweit 
nicht aus den nachfolgenden $$. 8 bis 21 ſich Abweichungen ergeben. 


$. 8. 

Zuſtellungen erfolgen nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung, ſofern dieſelben nach den bisherigen Vorſchriften durch Aufgabe zur 
Poſt bewirkt werden können, nach den Vorſchriften der 5 161, 175 derſelben. 

Bei der Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt ſind die Poſtſendungen mit 
der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. 

nberührt bleibt die beftehende Verpflichtung der Gerichte, Zuſtellungen 
und Behändigungen von Amtswegen zu betreiben. 5 


F. 9. 


Die bei der Ausführung einer Vollſtreckungsmaßregel den Gerichten zu⸗ 
ſtehenden Entſcheidungen, insbeſondere über den bei der Zwangsverſteigerung zu 
ertheilenden Zuſchlag, erfolgen durch das Vollſtreckungsgericht. Die Entſhei 
dungen können ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen. Gegen die⸗ 
ſelben findet nur ſofortige Beſchwerde ſtatt. Wird gegen die Ertheilung des Zu⸗ 
ſchlags rechtzeitig Beſchwerde eingelegt, ſo dürfen vor Erledigung der Beſchwerde 
r ya im Grund⸗ oder ee auf Grund des Zuſchlags nur 
nach Maßgabe des F. 658 der Deutſchen Civilprozeßordnung erfolgen. 

Die in den $$. 668, 686 bis 690, 696 der 1 Spi proseh rden 
bezeichneten Einwendungen und Widerſprüche ſind nach den Vorſchriften dieſer 
Paragraphen zu erledigen. 5 

$. 10. 


Die Einftellung des e wegen der in den $$. 668, 686 bis 690, 
696 der Deutſchen Civilprozeßordnung bezeichneten Einwendungen und Wider⸗ 
952 0 falt“ nur nach den Vorſchriſten dieſer Paragraphen und der $$. 691, 
aſelbſt. 
In den Fällen der Nr. 4, 5 des F. 691 erfolgt die Einſtellung des Ver⸗ 
ae nur auf Grund einer nach den Vorſchriften des $. 688 zu erlaffenden 
nordnung. 
Ob be Einſtellung der Zwangsverſteigerung von einem beſtimmten Ab⸗ 
per des e an überhaupt nicht mehr ſtattfindet, beſtimmt ſich nach 
bisherigen Vorſchriften. 
§. 11. 


Die Vorſchriften der $$. 2 bis 5 der Schleswig⸗Holſteiniſchen Verordnung 
vom 14. April 1840 bleiben in Kraft. 
(Nr. 8605.) 14° 
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$. 12. 
Die bisherigen Vorſchriften, nach welchen die Zuſtellung einer verkündeten 
Entſcheidung nich aſordellih 17 bleiben in Kraft. g 
Inſoweit die Zuſtellung nicht ee beginnt die Nothfriſt der 
ſofortigen Beſchwerde mit der Verkündung der Entſcheidung. 


8. 8 

Im Verfahren der Zwangsverſteigerung kann der Verſteigerungstermin 

nach dem Ermeſſen des Gerichts an der Gerichtsſtelle oder an ns ehe 
Orte des Gerichtsbezirks anberaumt werden. 


$. 14. 
Iſt im Verfahren der Zwangsverſteigerung der gerichtliche Zuſchlag verfagt 
und gegen die Entſcheidung Beſchwerde iunerhulb der Nothfriſt nicht den 
worden, fo ift der Bieter an fein Gebot nicht mehr gebunden, 


$. 15. 
Wird ein in der Zwangsverſteigerung den Zuſchlag ertheilendes Urtheil 
aufgehoben, ſo 8 auf Antrag auch über Rückgewähr des auf Grund des Urtheils 
Gezahlten oder Geleiſteten zu entſcheiden. 


$. 16. 


Iſt mit der Zwangsvollſtreckung ein Aufgebotsverfahren verbunden, ſo iſt 
eine Anmeldung, welche 85 Erlaß des Ausſchlußurtheils erfolgt, als eine recht⸗ 
zeitige anzuſehen. ' 

Die des Ausſchlußurtheils erfolgt nur nach den Vorſchriften 
der $$. 834, 835 der Deutſchen Civilprozeßordnung. 


F. 17. 


Das nach F. 8 der nuf Bac Subhaſtationsordnung den Hypotheken⸗ 
gläubigern zuſtehende Recht auf Beſchlagnahme von Miethen und Pächten, ſowie 
auf m und Verkauf von Borse iſt durch den Antrag auf Erlaß einer 
einftweiligen Verfügung nach den Vorſchriften der $$. 815 bis 822 der Deutſchen 
Civilprozeßordnung geltend zu machen. 


§. 18. 

Vertheilungsſtreitigkeiten (Streitigkeiten über die Richtigkeit oder das Vor⸗ 
recht einer Forderung) ſind in beſonderen Prozeſſen zu erledigen. 

Die Vorſchriften des $. 764 der Deutſchen Civilprozeßordnung find hierbei 
anzuwenden. Erforderlichenfalls beſtimmt das Vollſtreckungsgericht, welcher der 
ſtreitenden Theile Klage 90 erheben hat. 

»Die beſtehenden Vorſchriften, nach welchen die Vertheilung durch den 
Widerſpruch eines Betheiligten nicht gehemmt wird, bleiben in Kraft. 


1 


5 
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§. 19. 


Das Aufgebot der bei einer Vertheilung gebildeten Spezialmaſſen erfolgt 
nach den Vorſchriften über das Aufgebolsverſahren zum Zwecke der Kraftlos⸗ 
erklärung von Urkunden über Anſprüche, welche in einem Grund- oder Hypo⸗ 
thekenbuche eingetragen ſind. 3 20 5 


Die 1 des anderweiten Verkaufs eines verſteigerten Gegenſtandes 

wegen unterlaſſener Erfüllung der Kaufbedingungen erfolgt nach den bisherigen 
orſchriften. 
F. 21. 

Die nach den beſtehenden Vorſchriften zuläſſige Zwangsvollſtreckung wegen 
des Kaufgeldes eines verſteigerten Are er erfolgt auf Grund Dt voll 
ſtreckbaren Ausfertigung des Zuſchlagsurtheils. 

Die Ueberweiſung des Kaufgeldes an den Gläubiger ift in der Voll— 
N sklauſel zu erwähnen. Die Zuſtellung einer Urkunde über die Ueberwei⸗ 
ung if nicht ri 8. 22 


Die nach den beſtehenden Vorſchriften im Wege der Zwangsvollſtreckung 
zu beanſpruchende Eintragung einer vollſtreckbaren Forderung in einem Grund⸗ 
oder Hypothekenbuche erfolgt auf den unmittelbar an den Grund⸗ oder Hypo⸗ 
thekenbuchrichter zu richtenden Antrag des Gläubigers. Die Beglaubigung des 

ntrags iſt nicht erforderlich. 5 N . 

Die auf Grund erkannter Immiſſion zuläſſige Eintragung erfolgt auf das 
von Amtswegen zu erlaſſende Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts. 

Aus einem nur vorläufig vollſtreckbaren Urtheil iſt nur eine Vormerkung 
einzutragen. 8 23 


Inſoweit nach den bisherigen Vorſchriften die Zwangsvollſtreckung in be⸗ 
wegliche Gegenſtände, welche zur Immobillarnaſe gehören, nach den Vorſchriften 
über die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen zu erledigen iſt, finden 
lediglich die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung, des Ausführungs⸗ 
Pele zu derſelben und des Geſetzes, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen zur 
eutſchen Civilprozeßordnung und Deutſchen Strafprozeßordnung, über die 
Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen Anwendung. 


$. 24. 
Die weh: von Arreſten in unbewegliches Vermögen beſtimmt ſich 
nach den in den einzelnen Landestheilen beſtehenden Vorſchriften. 
$. 25. 


Das Rangordnungsverfahren der Rheiniſchen Civilprozeßordnung gehört 

— Zuſtändigkeit der Landgerichte. Gegen die bl des beauftragten 

ichters findet vorbehaltlich der weiteren Beſtimmungen dieſes Paragraphen 

ſofortige Beſchwerde nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprogefordmung fiat 
(Nr, 8605.) 


N PER 
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Ueber Einfprüche gegen den ug e iſt in beſon⸗ 
deren Prozeſſen zu entſcheiden. Die $$. 764 bis 768 der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnun Anden entfprechende Anwendung. 

Die Zinſen des zu einer Zahlungsanweiſung berechtigten Gläubigers laufen 
bis zu dem Tage, an welchem nach Feſtſtellung des Anſpruchs und der vor⸗ 
gehenden Anſprüche die endgültige Zahlungsanweiſung beanſprucht werden kann. 


II. Uebergangsbeſtimmungen. 


F. 26. 


„Die Vorſchriften der $$. 19 bis 23 des Geſetzes, betreffend die Uebergangs⸗ 
beſtimmungen zur Deutſchen Civilprozeßordnung und Deutſchen Strafprozeßord⸗ 
nung, finden auf die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

„Die Zuläſſigkeit von Einwendungen gegen einen nach den bisherigen Vor⸗ 
aasee ee gewordenen Anſpruch beſtimmt ſich nach den bisherigen 
orſchriften. i 

Die Vorſchriften der Rheiniſchen Civilprozeßordnung über die Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung auf Grund der Einlegung eines Rechtsmittels gegen ein nach 
den bisherigen Vorſchriften erlaſſenes Urtheil bleiben in Kraft. 


§. 27. 

Eine vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragte Zwangsvollſtreckung 
und ein Rangordnungsverfahren, für welches vor dem erwähnten Zeitpunkte die 
Ernennung eines Richterkommiſſars nach Artikel 751 der Rheiniſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung e hat, ſind nach den bisherigen Vorſchriften zu erledigen, 
ſoweit nicht in den nachfolgenden $$. 28 bis 35 etwas Anderes beſtimmt ift. 


$. 28. 

Die Erledigung einer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragten 
Zwangsv,ollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erfolgt durch die Amtsgerichte. 

Die örtliche Juſtändigkeit der Amtsgerichte beſtimmt ſich nach den $$. 684, 755 
der Deutſchen Civilprozeßordnung. 

$. 29. 

Die Zuſtändigkeit der Gerichte für die a über den bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung zu ertheilenden Zuſchlag und für die Entſcheidung über 7 5 
keiten, welche nicht durch eine beſonders zu erhebende Klage zu erledigen ſind, 
beſtimmt ſich nach den bisherigen Vorſchriften unter Anwendung der $$. 7 bis 12 
des Geſetzes, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen zur Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung und Deutſchen Strafprozeßordnung. 


$. 30. 
Die Gerichtsbarkeit für die Verhandlung und Entſcheidung derjenigen Strei- 
tigkeiten, welche nach den bisherigen Vorſchriften von dem Obertribunal zu er⸗ 
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ledigen rg wären, wird durch ein befonderes Geſetz geregelt, ſofern dieſe 
Gerichtsbarkeit nicht in . des $. 15 des Einführungsgeſetzes zum Deut- 
ſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsgericht übertragen wird.“ 


$. 31. 


Rückſichtlich der Zuſtellungen in einem nach den bisherigen Vorſchriften zu 
| 8. fen Verfahren finden die Vorſchriften des §. 2 des Öefehes „betreffend 
die Uebergangsbeſtimmungen zur Deutſchen Civilprozeßordnung und Deutſchen 
Strafprozeßordnung, und die Vorſchriften des §. 8 des gegenwärtigen Geſetzes 
Anwendung. 

F. 32. 
| 


Die a der Deutſchen Civilprozeßordnung über die Einſtellung, 
Beſchränkung und Aufhebung der Smangövoliftzedun finden auch dann Anwen⸗ 
dung, wenn die Zwangsvollſtreckung im ebrigen nach den bisherigen Vorſchriften 
zu erledigen iſt. 


$. 33. 


Wird das Aufgebot der bei einer Vertheilung gebildeten Spezialmaſſe nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragt, ſo findet der $. 19 dieſes Geſetzes 
Anwendung. 8. 34 


Der Beitritt zu einer vor dem Inkrafttreten dieſes Dee beantragten 
Zwangsvollſtreckung erfolgt nach den Vorſchriften des §. 755 der 
prozeßordnung und des $. 3 dieſes Geſetzes. 


$. 35. 


Auf Streitigkeiten, welche durch eine beſonders zu erhebende Klage zu er⸗ 
ledigen ſind, finden, unbeſchadet der bisherigen Vorſchriften über die Bord Zu- 
1 igkeit des mit der Zwangsvollſtreckung befaßten Gerichts, die eg 

r Deutfchen Civilprozeßordnung oder, wenn der Re tsſtreit vor dem on 
treten dieſes Geſetzes anhängig geworden iſt, die Vorſchriften des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Uebergangsbeſtimmungen zur Deutſchen Civilprozeßordnung und 
Deutſchen Strafprozeßordnung, Anwendung. 


eutſchen Civil⸗ 


riften 


III. Schlußbeſtimmungen. 


$. 36. 

Die Vorſchriften der §§. 755 bis 757 der Deutſchen Civilprozeßordnun 
und dieſes Geſetzes finden entsprechende Anwendung: 5 b 

1) auf ſolche Zwangsverſteigerungen welche nicht im Wege der Zwangs⸗ 

vollſtreckung wegen Geldforderungen beantragt find; g 
2) auf ein Rangordnungsverfahren ($. 25), welches nicht in Folge der 
83 Zwangsvollſtreckung beantragt iſt f 9 

Cr. 8605-8606.) 


* 
et 
> 
* 
u. 


e 


8. 37. 
a ar Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
in Kraft. 
en unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. März 1879. 


. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8606.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. März 1879, betreffend die Errichtung einer ſiebenten 
Eiſenbahnkommiſſion für die Verwaltung der Oſtbahn mit dem Sitze in Stolp. 


A. Ihren Bericht vom 1. März d. J. will Ich im weiteren Verfolg Meines 
Erlaſſes vom 30. April 1873 (Geſetz-Samml. S. 224) die Errichtung einer 
ſiebenten Eiſenbahnkommiſſion für die Verwaltung der Oſtbahn mit dem Sitze 
in Stolp nach Maßgabe der in Meinem Erlaſſe vom 28. September 1872 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 637) gegebenen Beſtimmungen hierdurch genehmigen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 10. März 1879. 
Wilhelm. 
Maybach. 


An den Minifter für 1 „Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


